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Stenographischer Bericht
ü der

die Verhandlungen
des vierten

allgemeinen Landtags des Crelherzoglhums Oldenburg.

Einundzwanzigste ordentliche Sitzung.
Oldenburg , de« 20 . Februar 1851.

Tagesordnung : 1) Berathung des Gesetzentwurfs, betreffend die Bestimmung der Präsenzzeit rc. 2) Bericht des Kron-
gutsausschusses , betreffend eine Bitte der Häuslinge im Kirchspiele Westrum , wegen heuerlichcr Uebcrlassung

kleiner Parzelen von den zum Vorwerk Rickelhausen gehörigen Ländereien . 3) Bericht des Finanzaus¬

schusses über die Feld - Etats.

»

Vorsitz : theils Vtcepräsident Wibel;  theils Präsident Kitz.

l^ ie Sitzung beginnt kurz vor ^ ,12 Uhr unter Vorsitz

deS Vizepräs . Wibel  mit Verlesung des über die vorige

Sitzung vom Schriftführer Gräpel  aufgenommenen Pro¬
tokolls.

Vizepräs . Wibel : Sind Erinnerungen gegen dieses
Protokoll ? — Wo nicht , so c>kläre ich dasselbe hiermit für

genehmigt . An Eingängen habe ich der Versammlung anzu¬
zeigen zunächst eine Zuschrift aus Cleverns , die ich erledigen
kann , indem ich ihren Inhalt vorlese:

„Die Unterzeichneten Wahlmänner  und Mitglieder
des Kirchspiels Cleverns haben das in der Weserzeitung vom
8 . Januar und in der Oldenburger Zeitung vom 1t . Januar

d. I . mitgetheilte Programm , in welchem mehrere Mitglieder

des vereinigten Landtags die von ihnen zu befolgenden Grund¬
sätze ausgestellt haben , mit Freuden gelesen , in der Ueberzeu-

gung , daß die Erhaltung und der Ausbau des Staalsgrund-
gssetzes auf dem dort bezeichnetcn Wege am sichersten und
für das Land am segensreichsten durchgeführt wird . Der

Wunsch , daß die Mehrheit der Landtagsmitglieder sich zu
diesen Grundsätzen bekennen möge , ist bis jetzt nicht erfüllt

worden , jedoch können Unterzeichnete die Hoffnung nicht auf-

geben , daß für die dem vereinigten Landtage noch vorliegenden
wichtigen Arbeiten die Ueber . instimmung zwischen Regierung
und Vertretung erzielt werde , durch welche allein dem Lande

die Segnungen des Staatsgrundgesetzes gesichert werden
können , und legen daher d m hohen Landtage vertrauensvoll
den Wunsch und die Witt ' vor , daß für die noch bevorstehen-
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den Verhandlungen die Grundsätze jenes Programms maß¬
gebend sein mögen.

Cleverns 1851 Februar 16.

E . Ritter . Jülfs . H . Rienüs . I . Ricniis , Wahlmann
I . Martens , Wahlmann . I . Folkers , Kirchspielsvogt und

Wahlmann . "

Sodann eine Eingabe aus Kloppenburg , in welcher vor¬
gebracht wird der Wunsch der Stadt Kloppenburg , daß bei

der künftigen neuen Organisation der Gerichte das Landge¬
richt für den Münsterschen Kreis nicht nach Vechta , sondern

nach Kloppenburg hingelegt werde . Es ist dieser Vorstellung
angelegt eine Bittschrift , die deshalb an das Kabinet einge¬

reicht worden ist , der eine Landkarte beigefügt , auf welche

die Bittsteller Bezug nehmen , um zu zeigen , daß Kloppen¬
burg geographisch der Mittelpunkt des Münsterschen Kreises
sei , toscrn nicht das Amt Frisoythe von dem Münsterschen

Kreise getrennt und zu Oldenburg gelegt würde . Sie führen
dann weiter aus , welche Nachtheile diese Trennung des Amts

Friesoythe haben würde , da in demselben das Münstersche Recht

gelte . Sie heben ferner hervor die Billigkeitsgründe , die für

die für die Stadt Kloppenburg im Vergleich zu Vechta ihrer
Lage nach sprechen und ersuchen den Landtag , dies Alles zu

berücksichtigen , insofern er Einfluß haben werde auf die Ein-

theilung der Kreise der Landgerichte . Diese Petition wird
an den Ausschuß für das Organisalionsgesetz gehen , der zu
beurtheilen haben wird , ob der Landtag auf die Eintherlung

der Landgerichtskreise Einfluß laben kann . Sofern nicht
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Widerspruch erfolgt, wird danach verfahren werden.̂/ Dann
ist eingegangcn eine Petition aus Hatten , worin vorgestellt
wird zunächst, das Kirchspiel Hatten sei sehr beschwert in der
addilioncllen Kontribution im Vergleich mit andern Kirch¬
spielen, namentlich mit Osternburg und der Landgemeinde Ol¬
denburg. In Osternburg werden6 Groten gezahlt, wo Hat¬
ten 28 zahle; die Summe der additionellen Kontribution in
Hatten betrüge 874 IHK- , während Osternburg mit einer
größer« Seelenzahl 218 und die Landgemeinde Oldenburg mit
mehr als der doppelten Seelenzahl 800 Th!r. zahle. Ferner
wird vorgestellt, als Hatten noch Amtssitz gewesen, habe der
dortige Amtmann seine Pferde auf die Gemeindewiese geführt
und dort grasen lassen; lange hätten sie nun schon den Vor-
thcil entbehren müssen, einen Amtssitz zu haben, bei der Ge-
meinheitstheilung aber habe der Staat für jene Pferdeweide
sich einen bedeutenden Antheil schönen grünen Landes zuge¬
eignet, dadurch waren Andere, die dessen sehr bedürftig seien,
bei der Theilung zu kurz gekommen und hätten schlechtes
Sandland bekommen. An diese Vorstellung knüpfen sie die
Bitte:

„Eine hohe Versammlung wolle geeignet dahin wir¬
ken, daß den Eingesessenen des ehemaligen Amts
Halten, auch auf Grund der beim konstituirenden Land¬
tage eingcreichten Petition, der Druck der̂ lbgaben von
denjenigen Ländereien abgenommen, resp. erleichtert
werde, welche seit 1770 aus den Gemeinheiten einge¬
nommen wurden; und daß die fraglichen Hattcner
Amtspferdeweidcn den Gemeinheilsinteressentenwieder
zurück-, event. dem Kirchspiele als Beihülfe zur Un¬
terhaltung der Armen gegeben werde."

So weit würde diese Petition wohl nicht auf dem Ge¬
nerallandtage, sondern nur auf dem Provinziallandtage Be¬
rücksichtigung finden können. Angeschlossen ist aber noch als
dritte Bitte die, daß Hatten zum Sitz eines Friedensgerichts
erwählt werde bei der neuen Organisation des Gerichtswesens.
Auch dafür sind Gründe angeführt, und in dieser Beziehung
dürfte diese Bitte, wie die in der vorigen Petition dem Or¬
ganisationsausschüsse zu übergeben sein. Wenn kein Wider¬
spruch erfolgt, wird danach verfahren werden.

Abg. MHvewannr Zch muß bemerken, daß die Vor¬
stellung, so weit sie sich auf den für den Staat abgetheiltcn
Gemeinheitsplacken in der Hatter Wüsting bezieht, wohl an
den Krongutsausschuß abzugeben sein wird, weil es sich bei
diesem Placken darum handelt, ob er als Kronguk vielleichr
mit zur Ausscheidung zu bringen sein werde.

Vizepräf. Wibel : Nach dieser Bemerkung glaube ich
allerdings, dass, wenn diese Pferdeweide zum Krongut aus-
geschieden werden soll, dann auch dem Krongutsausschusse
eine Abschrift dieser Petition zugehen muß./Außerdem ist ein¬
gegangcn eine Petition von 30 Hcuerleuten zu Großenkneten,
welche vorstellen, daß sie Kontribution, Servicegelder, Kirch¬
spielvogtsgehalt rc. bezahlen, wie die andern Gemeindemit¬
glieder, nichts desto weniger aber nicht einen genügenden An¬
theil an dem Genuß der Gemeindegrundstücken hätten. Diele

Petition wird ohne Zweifel für den Provinziallandtag zurück¬
gelegt werden müssen, und wenn kein Widerspruch erfolgt,
wird darnach verfahren werden.

Wir gehen dann über zur Tagesordnung, zur Fortsetzung
der Bcralhung über den Bericht deS Ausschusses über den
Gesetzentwurf, betreffend die Bestimmung der Präscnzzeit, die
Ausscheidung der Reservemannschaft/ und den Zeitpunkt des
Eintritts in den Dienst im VerwnltungswcAe. Da gestern
die allgemeine Berathung erschöpft worden ist, so würden wir
heute über die einzelnen Artikel des vom Ausschüsse vorgeleg¬
ten Gesetzentwurfs zu berathen haben und ich stelle zuerst den
Art. 1. zur Diskussion. Anträge sind dazu vis jetzt nicht ge¬
stellt worden.

Abg. Dannenberg : Als die bereits gestern gestellten.
Vizepräs. Wibel : Zu dem Art. l . ist kein Antrag ge¬

stellt. Da Niemand das Wort begehrt, schließe ich die Dis¬
kussion— die Bericht,rstatter werden das letzte Wort viel¬
leicht nicht für nöthig finden — ich ersuche also diejenigen
Herren, welche damit einverstanden sind, daß der erste Artikel
des Gesetzentwurfs lauten soll:

„Die Bestimmungen über die Ausscheidung der Resecve-
und Ersatzmannschaft, und über den Zeitpunkt des Eintritts
in den Dienst, welche in den für die einzelnen Lanbestheile
des Großherzogthums erlassenen Rekrutirungsgcsetzen enthalten
sind, werben hierdurch aufgehoben. Die Feststellung, bezie-
hnngsweiie Abänderung, dieser Bestimmungen geschieht im
Verwaltungswege" ,
sich zu erheben. — Er ist angenommen. — Art. 2 lautet:

„Die im Z. 3. der Rekrutirungsgesetze für die Fürsten-
thümcr Lübek und BirkenfelV und die im Z. 2. des Rekruti-
rungsgesetzcS für das Hcrzogthum Oldenburg enthaltenen Be¬
stimmungen über die Präsenzzcit werden aufgehoben und wird
dieselbe für den Umfang des Großhcrzogthums dahin festge¬
setzt:

Die Mannschaft ist, die Zeit der periodisch anzuordnen¬
den größeren Truppenübungen ausgenommen, in gewöhnlichen
Zeiten in der Regel nur die ersten anderthalb Jahre, die Er¬
satzmannschaft nur die ersten6 Monate, bei der Fahne, wäh¬
rend der übrigen Dienstzeit aber beurlaubt.

Diese Festsetzung gilt jedoch nur für die Präsenzzeit der
streitbaren Jnfanteriemannschaft."

Hierzu ist von der Staatsregierung beantragt, in dem
2. Absatz des Art. 2. die Worte: »die Ersatzmannschast nur
die erste» 6. Monate" zu streichen; außerdem ist vom Abg.
Dannenberg  beantragt, in diesem selben Absätze hinter die
Worte: »größeren Truppenübungen" einzuschalken„und des
Krieges" , sowie statt der Worte: „in der Regel" zu setzen:
„wie über", und demgemäß die Worte: „in gewöhnlichen Zei¬
ten-- zu streichen. Der 3. Antrag, welcher vorliegt, ist, gleich¬
falls vom Abg. Dannenberg,  dahin gerichtet:

1) „Der Landtag erkläre, daß er durch vorstehenden Be¬
schluß über die anderthalbjährige Dienstzeit in keiner
Weise sich für das etwa an ihn gelangende Rekrutl-
rungSgesctz prajudiziren wolle;
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2) daß er das Vertrauen hege, die Staatsregierung werde
auch innerhalb der gedachten anderthalb Jahre die
Dienstzeit thunlichst abkürzen.«

Jch stelle diesen Artikel mit den Anträgen zur Dis¬
kussion.

Abg. Kitz: Ich bitte ums Wort.
Vizepräs. Wibel : Abg.^Kitz hat das Wort.
Abg. Kitz: Meine Herren! Was die Bestimmung über

die Ersatzmannschaftbetrifft pio kann ich die desfallsigen Vor¬
schriften der Bundeskriegsverfassung nur in folgendem Au-
fa-mmenbange auffassen: in Art. 4 der Bundeskriegsverfassung
ist bestimmt, daß nach dem Ausrücken des Heeres der 600ste
Theil der Bevölkerung ausgestellt und 6 Wochen nach dem
Ausrücken des Bundeshccrcs ein Theil davon ihm nachziehen
soll. Dann heißt es in Beziehung auf diese Ersatzmann schüft
weiter im Bundesbeichluß von 1841: „um die Bestimmungen
der tzH. 4 und 5 der Bimdeskriegsverfassung(der ebengedach-
tew) hinsichtlich der Ersatzmannschaft  zu sichern, ist es
erforderlich, daß im Friedensctat jedes Kontingents die Mittel
vorhanden sind, um die E.rsatzmannfchafl unverzüglich mit
ihrem Cadrc an Ossizieren, Unteroffizieren und Spielleuten
versehen und dieselbe in der durch die Kriegsverfassung vor-
gefchricbcnen Zeit dem Kontingente im felddiensttauglichen
Stande nachsenden zu können." Hieraus kann ich nun durch¬
aus nicht entnehmen, daß eine Ersatzmannschaft im Frieden
überall präsent gehalten werden soll; sie soll nach der erstercn
Bestimmung erst nach dem Ausrücken des Heeres ausgestellt
werden, und nach diesem letztcrn Beschlüsse ist jede Regierung
nur verpflichtet, dahin Vorkehrungen zu treffen, daß während
des Friedens in dem Kontingente die nöthigen Cadres  ge¬
halten werden,, um, sobald die Nothwendigkeit des ins Feld¬
rückens der ErsatzmannschaftAntritt, sie in feldtüchtigem Zu¬
stande dem Armeekorps nachscnden zu können. Nun finden
sich zwar weitere Bestimmungen über die Bereithaltung der
Truppen im Frieden in demselben ebengedachtcn Bundes¬
beschluß; diese beziehen sich aber offenbar nur auf das Kon¬
tingent und die Reserve. Eben deshalb kann ich denn auch,
wenn ich nämlich annehme, daß die Ersatzmannschaft überall
im Frieden nicht präsent gehalten zu werden braucht— was
meines Erachtens auch dem Begriff der Ersatz  Mannschaften
entspricht— den weitern Bundesbcschluß darüber, daß die
Präsenzzeit auf 1^ —2 Jahre bestimmt sein soll, nur beziehen
auf das Kontingent und die Reserve.

Zwar ist es richtig, und auch eingewendet worden, daß
die Ecsatzmannschaft, um kriegstüchtig zu sein, um ihre Be¬
stimmung bei dem Nachrücken in den Krieg zu erfüllen, ein-
gcübt sein muffe und cs würde sich fragen, was unter dieser
Einübung zu verstehen sei. Diese Frage beantwortet der
Bundesbeschluß vom 13. September 1832. Es heißt dort:
/,Der im Art. 13s. der deutschen Kriegsverfassung gebrauchte
Ausdruck: ,/ein ge übte Mannschaft"  schließt die Ein¬
rechnung von Rekruten gänzlich aus" — und ist daselbst dann
weiter der Zeitraum für die Ausbildung eines Infanterie-
Rekruten zu einem eingeübten Soldaten aus 6 Monate be¬

stimmt. Hieraus folgt also, daß der, welcher 6 Monate
gedient hat , aufgchört hat Rekrut zu sein und mithin als
eingeübt zu betrachten ist. Es folgt also, daß, wenn diejeni¬
gen, welche für die Ersatzmannschaft bestimmt sind, 6 Monate
gedient haben, dann für diesen Zweck als eingeübt zu betrach¬
ten sind und nicht mehr präsent zu sein brauchen, um der
Ersatzmannschaft einverleibt zu werden, so daß danach die
Bestimmung des Entwurfs, wonach diejenigen, welche, für
die Ersatzmann-schaft bestimmt sind, nur 6 Monate als Re¬
kruten im Dienst sein sollen, mir gerechtfertigt zu sein scheint.
Ich gebe zu, daß die Bundeskriegsverfassung mir ein nicht
sehr geläufiges Feld ist und daß ich mich leicht habe irren
können und. möglicher Weise, wenn ich eines andern belehrt
werde, bei der zweiten Lesung anders stimmen könnte, aber
zur Zeit habe ich mich von der Richtigkeit der Regrerungs-
anficht noch nicht überzeugen können. Jedenfalls ist die
Sache sehr zweifelhaft und ich möchte der Staatsregierung
anheim geben, ob sie nicht bei diesem Zweifel, — denn eine
klare Bestimmung für ihre Ansicht findet sich in der Bundes¬
kriegsverfassunggewiß nicht — und in Rücksicht auf die deS-
fällige brennende Frage in den Fürstenthümern sich mit der
minderen Dienstzeit für die Ersatzmannschaftbegnügen wolle.

Vizepräs. Wibel : Abg. Pancratz  hat Las Wort.
Abg. Pancratz : Es ist von dem Vorredner angegeben

worden, daß die Bundeskriegsverfassung über die Präsenzzeit
der Ecsatzmannschaft nicht ausdrücklich spreche, oder daß die
Bestimmung darüber zweifelhaft sein könne- Es ist dann
ferner aber auch von demselben gesagt worden, daß aus der
Bestimmung der Bundeskriegsversaffung, daß die Ersatzmann-
fthaft in felbdiensttauglichem Stande sein müsse, anzunehmen
sei, daß die Soldaten eingeübt und in diensttaugliche« Stand
gesetzt seien. Dann ist ferner von demselben angenommen
worben, daß nach der Bundeskriegsversaffung anzunehmen
sei, die Tüchtigkeit zu diesem Zwecke würde in dm ersten
6 Monaten in der Ezerzivzeit erworben. Ich kann dieser
Ansicht nicht beistimmen, denn der selddiensitaugliche Stand,
und dieser ist nach dem Bundesbeschluffe von 1811 für die
Ecsatzmannschaft ausdrücklich vorgeschrieben, ist wohl der
höchste Stand der Ausbildung, den das Militär haben muß.
Ich könnte schon danach nicht annehmcn, daß eine geringere
Ausbildung für die Ersatzmannschaft nöthig sei, als für die
Mannschaft überhaupt. Will man 'vielleicht sagen, für die
Ausbildung sind blos die. ersten6 Monate, die übrige Pra-
scnzzeit ist nicht für die Ausbildung, so glaube ich, dies schon
nicht annehmcn zu können, denn ich muß annehmen; daß die
übrige Präsenzzeit einen Zweck haben soll, und diesen kann
ich nur darin finden, daß die Truppen vollständig ausgebildet
werden. Hierin bin ich. bestärkt worden dadurch, daß in dem
Bundesbeschluffe von 1841 diese6 Monate Exerzirzeit aus¬
drücklich die erste Ausbildungsperiode  genannt werden.
Danach muß ich annehmen, wenn ich nicht eines Bessern
belehrt werde, daß allerdings die übrige Präsenzzeit zur Aus¬
bildung der Mannschaft dienen soll, auch nach der Bundes-
krwgsverfassung, und wie gesagt, weil ich für die Ersatzmann-
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schast nach ihrem Zwecke und ihrer felddienstlichen Bestimmung
keine geringere Ausbildung zulassen kann , als für die andere
Mannschaft , so muß ich auch diese Ansicht der Staatsregie¬
rung festhalten , daß für die Ersatzmannschaft die allgemeine
Präscnzzeit anzunehmen ist.

Vizepräs . Wibel : Abg . Barnstedt  hat das Wort.
Abg . Barnstedt : M . H . Ter Ansicht , die eben vom

Abg . Pancratz  vorgerragen ist, glaube ich entgegcntreten zu
müssen ; welcher Unterschied bliebe zwischen Ersatzmannschast,
Kontingent und Reserve , wenn der Ersatzmann auch erst 6
Monate eingeübt und dann den übrigen Theil bis 1 ' /? Jahre
in Dienst stehen soll ; dann ist ja gar kein Unterschied zwi¬
schen ihm und dem , der zum Kontingent gehört . Ich trete
der vom Abg . Kitz vorgetragenen Ansicht vollkommen bei
und wünsche auch sehr , daß die hohe Staats -Regierung ih¬
ren Antrag , diese Ersatzmannschast betreffend , zurücknchme.
Es ist mir auch nicht bekannt und , so viel ich glaube , nicht
vorgckommen , daß die Ersatzmannschast , oder wie man es
früher nannte , die zum Depot gehören , überall zur Einübung
einberusen wurde ; sie wurde eingestellt , beeidigt und dann
wieder beurlaubt ; vielleicht wird der Herr Regierungs - Kom¬
missar darüber nähern Aufschluß geben können ; ich erinnere
mich nicht , daß jemals im Amte Varel ein solcher Fall vor¬
gekommen wäre , außer wie das Truppencorps ausrückte nach
Schleswig - Holstein.

Abg . Pancratz : Der Anfrage des Hrn . Vorredners
habe ich folgendes zu entgegnen . Ich kann allerdings in der
Bundcskriegsverfassung hinsichtlich der Tüchtigkeit und Aus¬
bildung zwischen Ersatzmannschast und der übrigen Mann¬
schaft keinen Unterschied finden , glaube auch nicht , daß der¬
selbe darin enthalten ist. Der Unterschied ist aber darin , daß
die Ersatzmannschast beim Ausrücken des Kontingents ins
Feld nicht gleich mit ausrückt , sondern nach den besonder»
Bestimmungen nachzufolgcn hat.

Abg . Kitz : Es sind über diesen Unterschied ja noch spä¬
tere Bestimmungen gegeben , namentlich die , welche im Bun-
desbcschluß von 1841 über die Ersatzmannschast enthalten
sind , worauf nur der Vorredner keine Rücksicht genommen zu
haben scheint . Es heißt hier ausdrücklich:

„Um die Bestimmungen hinsichtlich der Ersatzmannschaft
zu sichern , ist es erforderlich , baß im Friedensetat jedes Kon¬
tingents die Mittel vorhanden sind , um die Ersatzmannschaft
unverzüglich mit ihrem Cadre an Officieren , Unterofsicieren
und Spielleuten versehen und dieselbe in der durch die Kriegs-
Verfassung vorgeschriebenen Zeit dem Kontingente in feld-
diensttauglichem Stande nachsenden zu können . "

Also es genügt nur , wenn im Frieden diese beschränk¬
ten  Mittel vorhanden sind , — es ist hier von der Präsenz¬
zeit der Mann «Hast  selbst durchaus nicht die Rede , — wo¬
gegen m Beziehung auf das Kontingent und die Reserve sich
eben hierüber ganz bestimmte Bestimmungen anschließen . Und
was den selddiensttauglichen Zustand betrifft , so bezieht sich
dies nicht auf die Präsenzzeit , sondern meines Erachtens nur
daraus , daß die Truppen , welche natürlich immer eingeübt

sein müssen , mit Material und sonst gehörig ausgerüstet sein
sollen ; wenigstens wäre cs mir sehr bedenklich , aus dem vo¬
rigen Ausdruck „ fclddiensttauglich " eine Bestimmung für die
Präsenzzeit zu folgern.

Abg . Pancratz : Kann ich das Wort noch einmal
haben?

Vicepräsident Wibel : Nach der Geschäfts -Ordnung al¬
lerdings nicht , da Sie es schon zweimal hatten ; aber die
Versammlung wird vielleicht nichts dagegen haben , wenn ich
dem Abgeordneten noch einmal das Wort ertheile . — Wenn
kein Widerspruch erfolgt , so hat der Abgeordnete Pancratz
das Wort.

Abg . Pancratz : Dieser felddiensttüchtige Zustand kann
allerdings nicht blos , wie der Vorredner will , auf das Ma¬
terial und dergleichen sich beziehen , sondern muß auch auf
die Tüchtigkeit der Leute Bezug haben . Dem widerstreitet
nicht die Anordnung , daß es erforderlich sei , daß im Etat
die Mittel zum Nachfordern vorhanden seien . Daraus fol¬
gere ich allerdings , daß angeordnet "ist , daß die Mittel dazu
vorhanden sein müssen an Material rc . rc. Ich glaube aber
daraus nicht schließen zu müssen , daß unter Anordnung des
felddicnsttüchtigen Standes der Ersatzmannschaft nur dies
und nicht auch die Tüchtigkeit der Leute gemeint sei. Ich
glaube , nach der von ihm geäußerten Ansicht würde der Vor¬
redner auch inconsequent lein , wenn er sagte , die Ersatzmann¬
schaft müsse 6 Monate eingeübt sein.

Vicepräsident Wibel : Der Abg . Lindemann  hat
das Wort.

Abg . Lindemann : Ich erkläre mich für den Entwurf
der Majoriiät , weil der Herr Regierungs -Kommissar gestern
uns gesagt hat , daß die Staalsrcgierung das Gesetz in dieser
Form und Fassung nicht annchmen werde.

Vicepräsident Wibel : Abg . Bucholtz hat das Wort.
Abg . Bucholtz : Es scheint mir bei dieser Frage , m .H .,

wesentlich anzukommen auf den Bundesbeschluß vom 24 . Juni
1841 , wo es ausdrücklich heißt : Um die Schlagfertigkeit des
Bundcsheeres zu sichern , müssen die Soldaten mindestens
1 ' /, 2ahr präsent gehalten werden . Es folgt schon aus der
wörtlichen Auslegung , daß darunter auch die Ersatzmannschaft
fällt , denn der Ersatzmann wird doch gewiß zu den Soldaten
gerechnet werden müssen . Es folgt dies aber auch aus der
vorne an der Spitze des Beschlusses ausgedrückten Absicht,
denn wenn eö gilt , die Schlagfertigkeit des Bundcsheeres zu
sichern , und wenn man überhaupt annimmt , daß zur Siche¬
rung der Schlagfertigkeit eine Präsenzzeit von mindestens
IV , Jahr erforderlich ist , so muß , da die Ersatzmannschaft
nur einige Wochen nach dem Kontingente in den Krieg ge¬
sandt werden soll , sie ebenfalls in diesem schlagfertigen Zu¬
stande sein . Wenn übrigens auS der Bundeskriegsverfassung
hervorgchl , daß sie eine Menge allgemeiner und dunkler Be¬
stimmungen enthält , namentlich solcher Bestimmungen , die
weit mehr zum Nachtheile des Landes gedeutet werden können,
als wovon der vorliegende Gesetzentwurf ausgcht , so halte ich
es im Interesse des Landes für wünschenswerth , daß auch mit
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diesen Zusätzen der Regierung Vas Gesetz zu Stande komme,
damit wir uns nicht vielleicht demnächst mit etwas Schlech¬
terem begnügen müssen.

Abg . Ellerhorst : Nach der Bundeskriegsverfassung ist
die Sache allerdings zweifelhaft und gerade aus diesem Grunde,
weil sie zweifelhaft ist , muß man schon nach dem Grundsätze
— in rlubio pr » minima sich für den Antrag der Majorität
des Ausschusses erklären.

Bizepräs . Wtbel : Es hat Niemand mehr um ' s Wort —
Regier . - Komm . Meinardus : Ich bitte um ' s Wort.
Bizepräs . Wibel : Der Herr Regicruags - Kommiffarius

hat das Wort.

Reg .-Komm . Meinardus : Die Bundeskricgsverfassung,
m . H -, macht nirgends in Beziehung auf die Präsenz - oder
Ausbildungszeit einen Unterschied zwischen Kontingent , Re¬
serve oder Ersatz . Der einzige Unterschied , so wie er aus der
Bundeskriegsverfassung hervorgeht , zwischen Kontingent und
Reserve einerseits und Ersatz andrerseits liegt darin , daß die
Ersatzmannschaften nicht sogleich mitmarschiren müssen , sondern
die Hälfte davon 6 Wochen später und nach 2 Monaten die
zweite Hälfte . Wenn nun die Präsenzzeit für das Bundes¬
heer in dem Beschlüsse von 1841 festgesetzt wird , um seine
Schlagfertigkeit zu sichern , und die Präsenzzeit auf das Mi¬
nimum von Ich , bis 2 Zähren bestimmt wird , so kann das
nur aus dem Grunde geschehen , weil durch die Präsenzzeit
die Ausbildung gegeben wird . Zch weiß nicht , wozu die
Präsenzzeit sein soll , wenn nicht zum Zwecke der Ausbildung,
warum die Bundeskriegsverfaffung die Präsenzzeit vorschrei¬
ben und ein gewisses Maaß dafür festsetzcn sollte , als weil
sie dieses Maaß für erforderlich hält zur Ausbildung eines
Soldaten und zwar eines Soldaten im Allgemeinen,
nach dem Bundesbeschruffe von 1.841 , nicht mit Ausschluß der
Ersatzmannschaft . Wenn also kein weiterer Unterschied besteht
zwischen Kontingent einerseits und Ersatz andrerseits , so würde
es meines Bedünkens ein Unsinn sein , für die Mannschaft,
Sie 6 Wochen nach dem Ausrücken des HauptkontingentS ins
Feld rücken soll , nur den 3 . Theil der Präsenz -, oder was
mir dasselbe ist, der Ausbildungszeit  sestzustellen . Erkennt
die Bundeskriegsvcrsassung für das Hauptkontingent eine
Präsenzzeit von 1 '/ , bis 2 Zähren als Minimum an , so läßt
sich daraus nicht folgern , daß für die Mannschaft , die nach
6 Wochen eben so tüchtig soll ausmarschiren können , 6 Mo¬
nate genügend seien . Es ist möglich , daß 6 Monate Präsenz¬
zeit genügen , cS kann theoretisch darüber gestritten werden
und es ist viel darüber gestritten worden , ob eine Präsenzzeit,
oder eine Ausbildungszeit von 6 Monaten genüge , um bas
Heer schlaafertig zu machen . Das ist eine Theorie . Wenn
wir darüber zu streiten hätten , so könnte möglicherweise die
Frage dahin entschieden werden , es genügen überall 6 Monate;
aber für einen Theil , der sich von dem Ganzen nur dadurch
unterscheidet , daß er 6 Wochen später zu marschiren hat , die
Präsenzzeit aus hcrabzusctzen , dafür scheint mir kein Grund
vorhanden . Es ist schon deshalb nicht thunlich für diese Er¬
satzmannschaft , die mit der andern zugleich eingestellt wird,

eine so viel geringere Präsenzzeit festzustellen , weil für die
ganze Mannschaft , die zusammen eingestellt wird , ein gleicher
Ausbildungsmodus und Turnus stattfindet . Zch begreife die
Möglichkeit nicht , wie ein gewisser Theil dieser Mannschaft
mit der andern zusammen in 6 Monaten die vollständige
Ausbildung erhalten soll , während für den andern Theil
18 Monate bewilligt sind , und darnach der ganze Zuschnitt
gemacht ist . Es scheint mir ganz und gar unmöglich , annch-
men zu wollen , daß für die Ersatzmannschaft die geringere
Ausbildungszeit von 6 Monaten genüge ; es möchte ebenso
gewagt sein , aus der Bundeskriegsverfaffung dies irgend her¬
aus zu interpretiren . Deshalb glaube ich, eS ist auch da daS
Minimum , wie es die Regierung angenommen lat,  von
ls -2 Zähren festzusetzen , und es ist um so wünschenswcrtyer,
glaube ich , daß dies durch Gesetz bestimmt werde , auch im
Interesse des Landes , da , wie schon erwähnt , nicht zu leugnen
ist , auch für das Kontingent und die Reserve 1 ^ Zahre
nicht das Maaß ist , was nach der Bundeskriegsverfassung
eigentlich als Minimum dafür festgesetzt ist . ES ist gesagt,
IV , bis 2 Zahre sei das Minimum . Es ist aber gar nicht
zweifelhaft , daß das Minimum der Präsenzzeit auf anderthalb
bis 2 Zahre ,/nach den Landesverhältnissen festge¬
stellt " , ein sehr vager Ausdruck ist, da es nicht unzweifelhaft
ist , ob nicht für eine kleine Truppenabtheilung eine längere
Präsenzzeit nöthig sei , als für eine größere , weil bekanntlich
eine kleine Truppenabtheilung in nicht so kurzer Zeit und
unter so günstigen Umständen ihre vollkommene Ausbildung
erreicht . Die Staatsregierung wird nicht im Stande sein,
den Gesetzantrag mit der Clausel : „ für die Ersatzmannschaft
nur 6 Monate " anzunehmen , bejonders aus dem Grunde
nicht , weil es sich hier nicht um ein faktisches  Nachgeben
handelt . Das wäre immerhin möglich . Aber durch daS
Gesetz  wieder das zu bestimmen , was durch dasselbe Gesetz
aus der oldenburgischen Militärverfassung herausgcbracht wer¬
den soll , nämlich eine der Bundeskriegsverfaffung widerstrei¬
tende Bestimmung unserer Militärverfassung , dazu sieht sich
die Staatsregierung außer Stande , ihre Zustimmung zu ge¬
ben . Der ursprüngliche Antrag der Staatsregierung geht
dahin , und sie bleibt auch jetzt noch dabei stehen , auf Grund
der Bundeskricgsverfassung je nach den Umständen , je nach¬
dem diese mehr oder weniger dringende sind , die Präsenzzeit
im Verwaltungswege zu bestimmen . Die Bundeökriegsver-
sassung giebt zunächst dafür eine Schranke . Außerdem würde
der allgemeine Landtag in der Budgetbewilligung , wenn die
Staatsregierung zu weit ginge , ihr entgegen treten können.
Die Staatsregierung hat sich der Ansicht deS Landtags acco-
modirl , wie sie cs in dem Ausschüsse schon kund gegeben hat,
bei der Infanterie das fcstzusetzen , was im Herzogthume schon
besteht , und dies als Schranke anzunehmen , weil doch cinge-
räumt werden muß , daß die Bundeskriegsverfaffung eine wei¬
tere Ausdehnung zuläßt . Im Ausschüsse ist aber dieser Punkt
wegen der Ers a tzmann  sch aft  mir gegenüber nicht zur
Sprache gebracht , und deshalb ist es nicht die Regierung , die
hier diesen Streitpunkt hineingebracht hat , die würde , wenn:
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eS im Ausschüsse zur Sprache gekommen wäre , sich gezwun¬
gen gesehen haben , auch schon da gleich zu erklären , sie wäre
nicht im Stande , sich damit einverstanden zu erklären.

Vizepräs . Wibel : Abg . Dannenberg.
Abg . Dannenberg : Meine Herren ! Wenn man sich

auf die Buirdeskriegsgesetzgebung siützt , als die enlscheidende
Norm , dann glaube ich doch auch , daß danach nicht wohl in
der hier fraglichen Beziehung ein Unterschied begründet werden
kann zwischen Ersatzmannschaft und Kontingent . Es heißt
eben ganz allgemein : «1km die Scdlagfertigkcit des Bundes-
heeres ' zu sichlrn , wird weiter beschlossen:

„l, . Hinsichtlich der Mannschaften , daß zur Vollziehung
des BundeSbeschlusses vom 13 . September 1832 , welcher
die erste c- usbildungsperiode der Rekruten auf sechs Mo¬
nate festsetzt , knn Soldat beurlaubt werde , ehe er nicht
aufgehört hat , Rekrut zu sein , und daß die Gesammt-
summc der Zeit , welche ein Soldat während seiner Dienst¬
zeit bei den Fahnen zuzubringen hat , je nach den beson¬
deren Landescinrichtungen , nicht unter anderthalb bis zu
zwei Zähren festgesetzt werde , wonach daher der Präfenz-
zustand zu regeln ist. Beide Bestimmungen sind als
Minima anzusehen .«
Das ist nun allgemein gesagt von jedem Soldaten in

Beziehung auf seu .e Ausbildung und in Beziehung auf die
Schlagferligkeit des Bundeshecrcs . Wenn nun am andern
Orte unterschieden wird zwischen Kontingent und Ersatzmann¬
schaft , das heißt : zwischen dem einen Theile deS Bundeshee¬
res , der sofort ins Feld gestellt werden soll , und zwischen
dem andern Theil , der nur nach 6 Wochen oder 2 Monaten
— wie sich das am besten wird Herstellen lassen , weil vielleicht
die anderweitigen Mittel , die zur Ausrüstung gehören , nicht
so parat gehalten sein könnten — ins Feld rücken sollen , so
sehe ich gar nicht ein , wie das von beschiankender Bedeutung
sein soll auf diese allgemeine Bestimmung über die Nothwcn-
digkeit der Ausbildung des Soldaten ; der Ersatzmann ist ja
eben so gut ein Soldat , muß eben so sildtüchtig sein , wie
der andere , wenn das Bundesheer schlagfertig bleiben soll.

UebrigenS habe ich schon gesagt , es kömmt gar nich
darauf an , was die Bundcskriegsgesetzgcbung sagt und habe
ich das schon gestern des weitern bemerkt . Ich will mir nur
erlauben , noch zu bemerken , daß ich bis jetzt noch keinen
Grund gehört habe , der in den militärischen Einrichtungen
läge , um hier eine Unterscheidung zwischen Ersatzmannschaft
und Kontingent zulässig zu machen , im Gcgenlheil muß ich
gestehen , daß eben von dem Herrn Regierungskommissar mir
Blicke eröffnet sind in die militärischen Einrichtungen , die cs
mir geradezu unmöglich erscheinen lassen , eine verschiedenartige
Ausbildung zwischen der Ersatzmannschaft und der Kontin¬
gentsmannschaft Herstellen zu wollen.

Abg . Zedelius : In Beziehung auf den Antrag , der
von dem Abg . Dannenberg  gestellt ist, möchte ich mir er¬
lauben , den Wun ch auszusprechen , daß es einem der Herren
Abgeordneten auS der Mehrheit deö Ausschusses gefallen
möge , sich darüber zu äußern , inwiefern es bedenklich erschei¬

nen kann , die Worte ,/in der Regel nur " zu ersetzen durch die
Worte „ nie über . " Ich glaube , es ist zweifelhaft , ob daS
nach Ansicht der Mehrheit des Ausschusses und der Skaals-
regierung zulässig sein wird . Bevor darüber abgestimmt wird,
scheint es mir von Interesse zu sein , daß die Versammlung
darüber eine Aufklärung erhält.

Berichkerst . Nicbour I . : Die von dem Abg . Dannen¬
berg  beantragte Abänderung ist gerade nicht bedenk ich , ent¬
hält aber eine Beschränkung der Regierung . Wenn es heißt
„nie über " , so ist die Regierung gehalten , auch bei außerge¬
wöhnlichen Zeiten die Mann chaft zu beurlauben , während cs
sonst denkbar ist , daß , wenn ein Krieg in Aussicht steht , die
Mannschaft dann noch über die 18 Monate hinaus im Dienst
gehalten wird . Es ist dieser Ausdruck „ in der Regel nur"
auch deswegen gebraucht , weil er m den allen Rekrutirungs-
gesctzcn gerade so enthüllen ist.

Reg .-Komm . Meinardus : Doch wohl nicht blos des¬
halb , weil der Ausdruck iu den . alten Rckrutirungsgesctzen
ßand . Die Staaisregierung hat allerdings Wcrih darauf zu
legen , daß „ in der Regel " nicht gestrichen und üterschcn
werde . „ In gewöhnlichen Zeiten " möchte weniger bedenklich
sein , weil dies nur , wcnw Krieg , ausbricht , oder Krieg in
Aussicht steht , wie der Abg . Nicbour  cs nennt , eintrifft.
Aber bei Einzelnen kann doch der Fall einireten , daß sie in
der Ausbildung zurückgeblieben sind und deswegen über die
in der Regel festgesetzte Zeit.  zurückgehalten werben müssen.
Um nun nicht in solchen einzelnen Fällen gebunden zu sein,
würde die Slaatsregierung koch Werth darauf legen , daß „ in
der Regel " nicht gestrichen , sondern beibehalttn werde.

Vizepräs . Wibel : Abg . Dannenberg!
Abg . Dannenberg : Das „ in Zeiten des Kriegs " habe

ich alleidmgs so verstanden in meinem Anträge , daß damit
nicht blos der schpn entbrannte , sondern auch der drohende
Krieg gemeint sei. Ich hatte  vorher das Wort „ Kriegszeitcn"
gewählt , aber , durch die Nothwenbigkeit veranlaßt , mich dem
Anträge anzuschließen , der vorliegr , ist blos „ des Krieges"
herausgekommm . Was Las „ nie über " angehr , so habe ich.
allerdings bei meinem Anträge eine Beschränkung festhalten
wollen , und ich glaubte , baß sie in der Absicht der Majori¬
tät und selbst der Staatsregierung sei. Jetzt habe ich gehörr,
daß die Slaatsregierung allerdings Gründe dagegen hat , aber
der Grund , den man dafür angeführt hat , scheint in keiner
Weise von irgend einer Erheblichkett zu sein.

Wenn einzelne Leute in anderthalb Jahren noch nicht
völlig ausgebildek sind — ich glaube , dann lhut die Militär¬
verwaltung am besten , daß sie den Mann ganz entläßt , denn
cs scheint , der wird vollkommen blödsinnig sein . Aber wäre
daS auch nicht der Fall , so wird das jedenfalls eine solche
Seltenheit sein , eine so einzelne Erscheinung , daß sie gar nicht
in Bewacht kommt gegen die Möglichkeit , daß die Regierung
mit den Worten „ in der Regel " die Leute massenweis über
anderthalb Jahre zurückhallen kann . Darum möchte ich doch
wohl hoffen , daß die Slaatsregierung nicht weiter daraus be¬
stehen wird , daß die Worte „ in der Regel " stehen bleiben.
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Vizepräl . Wibel : Abg . Barnstedt  hat das Wort.
Abg . Barnstedt : M . H . Es liegcn hiet verschiedene

Zweifel vor , namentlich waS die Ersatzmannschaft betrifft.
Ich glaube auch , daß die l '/zjährige Präsenzzeit emtreten
muß . Man kommt nun wohl hier zunächst auf die Frage,
soll die alte Bundeskriegsverfassung die Norm geben oder
nicht ? Giebk sie die Norm , so müssen wir auch ganz nach
derselben verfahren , eben weil Zweifel über die nothwendige
Dauer der Pcäsenzzeit vorliegen : die Staats -Regierung be¬
hauptet , daß eine LV^jahrige Prasenzzeit auch für die Ersatz¬
mannschaft zur diensttüchtigen Ausbildung nothwendig sei.
Hier im Landtage hat sich die Ansicht herausgestellt , daß die¬
ses nach der Bundeskriegsverfassung nicht erforderlich sei. Ich
will nur zunächst bemerken , als Erwiderung auf dasjenige,
was vom Hrn . Regierungs -Commissar vorgetragen ist , daß
die Mannschaft in den Fürstenthümern Birkenfeld und Lübek
auch nur 7 — 8 Monate Präscnzzeit bisher gehabt haben und
doch , ob als Ersatzmannschaft oder als Reserve , — das weiß
ich nicht , — eintrat , also doch hinlänglich eingeübt erachtet
ward , selbst wenn sie ins Feld rücken sollte.

Aus frühem Jahren erinnere ich mich , wie der Krieg
zwischen Frankreich , Preußen und Rußland ausgebrochen war,
daß namentlich der Ort , wo ich studirte , der Sammelort war
für die Franzosen , welche aus Frankreich nachrückten , eS war
junge Mannschaft , die eben ausgehoben war , und sie wurde
auf dem Marsche  eingeübt , und es ist unstreitig , daß sic,
wenn sie auf dem Kriegsschauplatz ankamen , auch emtreten
mußten . Ich will dieses Beispiel nicht anführen , um nach¬
zuweisen , daß eine längere Präsenzzeit nicht erforderlich sei,
sondern ich will nur damit Nachweisen , daß doch in Zeiten
der Noch , des Kriegs , auch eine kürzere Präsenzzeit genügt.
Wäre es nicht möglich , eben weil es zweifelhaft ist , was die
Bundeskriegsverfaffung hierüber bestimmt , oder , ob sie überall
etwas darüber bestimmt , ob für die Ersatzmannschaft auch
eine IVrjährige Präsenzzcit erforderlich . sei , daß hier irgend
ein Vorbehalt gemacht würde ? Nämlich der Herr Regie¬
rungs - Commissar hat gesagt , die Staats - Regierung könne
darauf nicht verzichten , weil eben durch Gesetz dies bestimmt
würde ; wenn das ist , wenn die Staats - Regierung von dem
Zusatze absieht , so könnte der Vorbehalt gemacht werden , daß
dies bis dahin , daß eine Oberbehörde , sei eS die Bundesbe¬
hörde , sei es die Centralgewalt , darüber etwas lest bestimmt.
Das scheint mir ein Ausweg zu sein , dem nichts entgegen-

* steht , daß dies jetzt im Gesetz bestimmt würde . Was den
Antrag des Abg . Dannenberg  betrifft , so kann ich mich
damit nicht einverstanden erklären . Würde die Bunkcskriegs-
Verfassung als Norm angenommen bei der Berathung und
Beschlußfassung über dieses Gesetz , dann bin ich der Mei¬
nung , daß die Worte „ in der Regel nur " stehen bleiben
müssen ; denn wollen wir das Gesetz abändern , wollen wir
die Bundeskriegsverfassung ändern , dann ist es auch ebenso¬
gut , wir machen ein ganz neues Gesetz , wir geben für den
Staat Oldenburg eine neue Knegsverfassung . Da nehmen
wir nur etwas aus dem Gesetze heraus . Es scheint mir nur

die Frage zu sein , ob die Bundeskriegsoermssung die Norm
geben soll . Giebt sie die Norm , so müssen wir auch alle
einzelne Bestimmungen beibehalten.

Vicepräsident Wibel : Reg .-Commiffar Meinardutz.
Reg .-Coknmissar Meinardus : Es kann doch häKg der

Fall emtreten , daß auch , ohne baß der Mann grade blöd¬
sinnig zu sein braucht , eine längere Dienstzeit zu seiner Aus¬
bildung erforderlich ist. Wenn bedacht wird , daß der ganze
Zuschnitt der Ausbildung während der Präsenzzeit auf die
ganze Mannschaft berechnet ist , so kann es nicht fehlen , daß
manchmal Einige zurückblciben und selbst einen einzelnen Mann
dürfte Vre Staats -Regierung nicht länger im Dienste behal¬
ten , wenn das Gesetz ausdrücklich vorschriebe : „ nie über . "
Wenn der Abg . Dannenberg  meint , daß auf diese Regel
hin die Staats -Regierung auch eine massenhafte Einbehaltung
statlsinden lassen könne , so wird eben dazu kein Geld da
sein , und das scheint mir ein hinlänglicher Grund für die
Staals -Regierung , es zu unterlassen . Wenn der Landtag
das Geld nicht bewilligt , so wird es die Staats - Negierung
nicht können , und das wird der Landtag nicht thun.

Aus die Bemerkung des Abg . Barnstedt,  auch in den
Fürstenthümern hätte bisher die Prasenzzeit nur 6 biss Mo¬
nate gedauert , so soll , wie ich meine , gerade das Gesetz , was
jetzt in Berarhung gezogen wird , für die bis dahin bestande¬
nen Mißverhältnisse Abhülfe schaffen . Daß die Staats -Re¬
gierung wohl nachgeben könnte , meint der Abg . Barnstedt,
bis im Wege eines Bundesgcsetzss die Sachs definitiv reM-
lirt worden sei ; gewiß kann nur eine definitive Festsetzung
durch ein Bundesgesctz kommen , durch eine Auslegung der
Bundeskriegsverfassung oder eine neue Vorschrift für die deut¬
schen Wehrverhaltnisse . Nur hält es die Staats -Regierung
für unmöglich , in diesem Augenblicke sine Zustimmung zu
einem Gesetze  zu geben , was eben dasselbe wieder in die
Gesetzgebung hineinbringt , was in Bezug auf die bisherige
Präsenzzeit daraus soll entfernt werden , als im Widerspruch
mit der Bundeskriegsverfassung , insofern sich daS nirgend darin
vorgeschrieben findet , im Gegemheil im Allgemeinen für die
Ausbildungszeit des Soldaten im Minimum von 1 '/ ^— 2
Jahren festgesetzt ist , und ein Unterschied zwischen Ersatz und
Contingent durchaus in keiner andern Weise bestehr , als daß
der Ersatz 6 Wochen später ausmarschirt als das Hauptcori-
tingent , wenigstens die Halste dieser Ersatzmannschaft.

Vizepräs . Wibel : Abg . Lindemann  hat das Wort.
Abg . Lindemann : Nach einer Aeußerung des Herrn

Reg .-Kvmm . soeben soll die Abänderung und dieses neue Ge¬
setz mit veranlaßt sein durch den Zustand der Eutinschen
Mannschaft und die mangelhafte Ausbildung derselben . Ich
glaube dieses zur Ehre meiner Landsleute in Abrede stellen
zu müssen und ich habe von vielen Offizieren gehört , daß
unsere Mannschaft in dem einzigen Kriege , den sie mikgemacht
hat , in dem holstcinschen Feldzuge , in voller Tüchtigkeit gleich
den besteinexerzirten Oldenburgern sich gezeigt hat.

Reg .-Komm . Meinardus : Ueber die Ausbildung und
den Zustand der Eutinschen Mannschaft irgend Etwas nach-
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Heiliges sagen zu wollen , hat mir gar nicht cinfallen können;

«s ist hier nur von dem Mißverhältnisse die Rede , das bestand

in der Gesetzgebung in dieser Beziehung in den Fürstenthü-

mern und im Herzogthum Oldenburg gegenüber der Bundes¬

kriegsverfassung ; dieses Mißverhältniß abzuschaffen , habe ich

gesagt , bezweckt der jetzige Gesetzentwurf . Zn wie wert die

geringere Präsenzzeit auf eine mangelhafte Ausbildung der

dortigen Mannschaft Einfluß hat ausüben müssen , darüber

habe ich kein Urtheil ausgesprochen , weil ich glaube , daß

VicS hier gar nicht in Betracht kommt.

Abg . Zedelius : Da die Worte : ,,in der Regel nur " im

Rekrutirungsgcsctze von 1837 sich finden , und die Regierung

auf ihre Beibehaltung Werth legt , worüber , wie mir scheint,

nur die Erfahrung entscheiden kann , so möchte es doch den

Vorzug verdienen , auch jetzt in diesem Gesetzentwurf die

Worte stehen zu lassen . Ein Mißbrauch ist , so viel mir be¬

kannt , bisher nicht entstanden auS dieser größern Befugniß

auf Seiten der Negierung und seit 1837 haben sich die

Garantien gegen Len Mißbrauch nicht verringert sondern

vermehrt.
Vizcpräs . Wibel : Es hat sich Niemand mehr zum Worte

gemeldet . Es werden die Berichterstatter noch das letzte Wort

haben , und die Diskussion geschlossen sein.
Berichters !. Niebour 1. : Meine Herren ! Es ist gestern i

und heute von dem Herrn Reg . - Komm , der Versuch gemacht

worden , aus der BundeskriegSvcrsassung nachzuweisen , daß

auch die Ersatzmannschast 18 Monate zu dienen habe. Zch

halte es für leicht , diese Beweisführung zu widerlegen , muß

mir aber erlauben , zum Theil zu wiederholen , was schon

einige Vorredner angeführt haben . Die ursprüngliche Kriegs¬

verfassung von 1822 bestimmt in tz. 1 : »Um die Vollständig¬

keit LeS Heeres fortwährend zu sichern , muß sogleich nach dem

Ausrücken desselben der 600ste Theil der ganzen Bevölkerung

als Ersatzmannschast ausgestellt und unausgesetzt vollzählig

erhalten werden . " Daraus ist zu folgern , daß damals erst

beim AuSrücken des Kontingents die Ersatzmannschaft ausge¬

stellt werden sollte . Der Bundcsbeschluß vom 24 . Juni 1841

bestimmt nun weiter : »Um die Bestimmungen der M . 4 u . 5

der Kriegsverfassung hinsichtlich der Ersatzmannschaft zu sichern,

ist festgesetzt worden , daß es erforderlich ist , im Friedensetat

jedes Kontingents die Mittel zu besitzen , um die Ersatzmann - !

schüft unverzüglich mit ihrem Cadre an Offizieren , Unteroffi¬

zieren und Spielleuten versehen , und dieselbe in der durch

die Kriegsverfassung vorgeschriebenen Zeit dem Kontingente in

felddiensttauglichem Stande nachsendcn zu können . " Hier fragt

sich nun : was ist unter felddiensttauglichem Zustande zu ver¬

stehen ? Hier scheint mir zunächst der tz. 31 Auskunft geben

zu müssen . Da heißt es : »Von der eingeübten Mannschaft

soll mindestens ein Sechstel stets bei den Fahnen bleiben , in

welches keine Rekruten einzunchmen sind . Zur völligen Ausbil¬

dung eines Infanterie -Rekruten , im Sinne obiger Vorschrift,

ist ein Zeitraum von 6 Monaten als Minimum anzusehen . "

Also 6 Monate sind zur Ausbildung eines Rekruten er-

ord : rlich , nicht mehr ! ! —

Ein fernerer Satz heißt:

„Der Präsenzstand ist übrigens so zu regeln , daß die

Gesammtsumme der Zeit , welche der Soldat , nachdem er

aufgehört hat Rekrut zu sein , bei den Fahnen zubringt , je

nach den besonderen Landeseinrichtunge » nicht unter 1 ^ bis

2 Jahren festgesetzt werde . "

Es kann nun dieser Satz , wie auch der Abg . Kitz will,

nur auf das Kontingent und die Reserve bezogen werden,

hauptsächlich deswegen , weil ein großer und wichtiger Unter¬

schied zwischen Contingent oder Reserve und Ersatzmannschaft

besieht . Die ersten Abtheilungen , Contingent und Reserve,

sind nach dem neuen Bundesbeschlusse im Frieden so gut wie

gar nicht verschieben , Contingent und Reserve bilden in sich

geschlossene Abtheilungcn , geschlossene für das Gefecht bestimmte

Korps , Compagnien , Bataillone und Regimenter . Die Er¬

satzmannschaft wird höchstens in der Garnison zusammenge-

zvgen und den im Felde stehenden Truppen einzeln nachge-

schickr , um da verwandt zu werden , wo gerade Bedarf ist.

Die Ersatzmannschaft ist also keine Abtheilung , welche selbst¬

ständig nachzurücken hat , und unterschiede sich , wie der Re¬

gierungskommissar meint , nur dadurch von der übrigen Mann¬

schaft , daß dieser Theil sechs Wochen später ausrücke . So

ist cs nicht , sondern es erhält ein Ossicier Len Befehl , die Er¬

satzmannschaft nachzuführen und sie wird dann nach Bedarf

in die verschiedenen Compagnien eingereiht . Es ist also ein

wesentlicher Unterschied zwischen beiden Abthcilungen und kein

Nachtheil für die Ausbildung der Mannschaft durch die sechs¬

monatliche Präsenz zu erwarten , abgesehen davon , daß bis

zur Nachsendung immer noch ein gewisser Zeitraum verstreicht

Der Vorthcil einer längeren Präsenzzeit fällt aber bei Len

Ersatzleuten auch dadurch größtentheils hinweg , daß sie bei

eintretendem Bedarf irgend einer Compagnie eingereiht wer¬

den , deren Vorgesetzte ihnen völlig unbekannt sind , während

bei den übrigen Truppenlheilen gerade Lurch die 18 monatliche

Präsenz ein inniges Band zwischen Vorgesetzten und Unter¬

gebenen geschaffen werden soll . Daß die 18 monatliche Prä¬

senzzeit nicht für die Ersatzmannschaft gelten soll , geht auch

direkt aus der Bestimmung über die Reserve in dem Bundcs-

beschlusse von 1841 hervor (verliest ) :

»Unter der Mannschaft für die Reserve sind nur solche

zu verstehen , die schon ihre Ausbildung vorher erhalten

haben . Leute , die ohne vorher exercirt zu sein , nur in

den Listen geführt worden , sind kein Material für die

Reserve . Die erforderliche Anzahl eingeübter Mannschaft

ist im Frieden dadurch bereit zu halten , daß entweder die

Kopfzahl des Contingents um ein Drittel erhöht wird,

oder daß die Reserve aus Leuten zusammengesetzt , welche

ihrer Militärpflicht in den gewöhnlichen Contingcnten

bereis genügt haben " rc.
Wäre cs nun die Absicht gewesen , eine 18 monatliche

Dienstzeit auch für die Ersatzmannschaft sestzustellen , so würde

dies doch irgendwo positiv  ausgesprochen sein , so daß man

nicht nöthig hätte , aus dem einen Worte „ fcldtüchtig " so kühne

Folgerungen zu machen , wie jetzt geschieht . Wenn der Abg.
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Pancratz sagt, die sechs Monate könne er nur als erste
Periode der Ausbildung auffassen, so kann man ihm das so¬
gar zugeben, aber man müßte daraus folgern, daß die Er¬
satzmannschaft in dem Augenblicke, wo sie zu dem Kontingent
versetzt würde, also aufhört Ersatzmannschaft zu sein, die
zweite Ausbildung erhielte. Wenn eine Vacanz im Kontin¬
gent entstände, so könnte die Regierung den Ersatzmann ein-
berusen und weiter ausbilden. Wenn der Herr Regierungs-
Kommissar ferner nicht begreift, wie ein Theil der Mannschaft
in 6 Monaten ausgebildet sein kann, während der andere ei¬
ner Ismonatlichcn Präscnzzcit bedürfe, so liegt daö wohl
darin, daß er schon seit Jahren dem praclischen Dienste bei
der Truppe entfernt gestanden hat. Wenn der Abg. Barn¬
stedt  dann wünscht, eS möge gesagt werden: Die Dienstzeit
der Ersatzmanschaft solle nur bis zur Regelung durch die Cen¬
tralgewalt gelten, so versteht sich das von selbst; der demnäch-
stigen Ccntralgcwalt werben wir ohnehin Gehorsam leisten,
und dann wirb die Bestimmung wenn nöthig wieder aufge¬
hoben werden.

Vicepräs. Wibel : Wir schreiten nunmehr zur Abstim¬
mung. Von den Anträgen, die vvlliegen, würde ich zu¬
nächst wohl den Antrag der Staatsregierung zur Abstimmung
zu bringen haben, der auch den Hauptgegenstand der bisheri¬
gen Verhandlung ausgemacht hat, ob die Worte: „die Ersatz¬
mannschaft nur die ersten6 Monate" zu streichen sind; dann
würbe sich daran anschließen als zweites Amendement der An¬
trag des Abg. Dannenberg,  der beantragt: hinter den
Worten „Truppenübungen" einzuschaltcn: „und des Kriegs",
und die Worte: „in gewöhnlichen Zeiten m der Regel" zu
streichen und anstatt deren zu setzen: „nie über" ; so baß der
ganze Satz dann heißen würde nach diesem Antrag: „die Mann¬
schaft ist, die Zeit der periodisch anzuorbnenden Truppenübun¬
gen und des Krieges ausgenommen, nie über anderthalb Jahre,
die Ersatzmannschast nur die ersten sechs Monate bei der
Fahne, während der übrigen Dienstzeit aber beurlaubt." Hier¬
nächst würde, wie ich glaube, am Zweckmäßigsten dann über
den ganzen Artikel selbst abzustimmen sein, und dann würde
der Antrag des Abg. Dannenberg  kommen.

Der Landtag erklärt:
1) „daß er durch vorstehenden Beschluß über die Is/rjährige

Dienstzeit in keiner Weise sich für bas etwa an ihn
gelangende Recrutirungsgesetz präjudiciren wolle.

2) Daß er bas Vertrauen hege, die Regierung werde auch
innerhalb der gedachtenI Vz Jahre die Dienstzeit thun-
lichst abkürzen."

Wenn kein Widerspruch dagegen erfolgt, so stimmen wir
in der Reihenfolge.

Abg. Dannenberg (zum Vicepräsidenten) : Sic haben
eben vorgelesen, es würde heißen: „nie über Jahre." Ich
glaube, so wie der Antrag gestellt ist, .würde es heißen: „nie
über die ersten l?/- Jahre." In diesem Augenblicke tritt
mir ein Bedenken ein, ob auf das „erste" vom Ausschuß
großes Gewicht gelegt würde; indessen kann jetzt nicht mehr
darüber discutirl werden. Sonst meine ich, meine beiden

21 .

Amendements betreffen sowohl den Antrag der Regierung als
den der Mehrheit drs Ausschusses, sic sind in Beziehung auf
beide gestellt, meine Amendements möchten deshalb wohl vor¬
angehen, cs läßt sich aber auch ebenso gut machen, wie der
Hr. Präsident  vorgeschlagen hat und ich sindemich  nicht ver¬
anlaßt, die Priorität meines Antrags zu beantragen.

Vicepräs. Wibel : Da also kein Widerspruch ist gegen
die vvrgeschlagene Reihenfolge, jo würde es bei der vorgeschla-
gcncn Ordnung bleiben. Ich ersuche also zunächst diejenigen
Herren, welche der Meinung sind, daß im Art. 2 die Worte:
„die Ersatzmannschaft nur die ersten sechs Monate" gestrichen
werden sollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. — Ist gegeu
7 Stimmen abgelehnt.

Dann kämen wir zur Abstimmung über den ersten An¬
trag des Abg. Dannenberg.  Ich ersuche also diejenigen
Herren, die wollen, daß dieser Satz die Fassung erhalte:

„Die Mannschaft ist, die Zeit der periodisch anzuord¬
nenden Truppenübungen und deS Krieges ausgenom¬
men. nie über die ersten anderthalb Jahre , die Ersatz¬
mannschaft nur die ersten sechs Monate bei der Fahne,
während der übrigen Dienstzeit aber beurlaubt."

sich zu erheben.
(Die Minderzahl erhebt sich.)

(Eine Stimme: In den gewöhnlichen Zeiten.)
Das ist zu streichen, dafür steht: „des Krieges." Der

Antrag ist abgelehnt.
ES würde dann der Antrag des Ausschusses zur Abstim¬

mung kommen, und ich ersuche diejenigen Herren, welche da¬
mit einverstanden sind, daß Art. 2. so lauten soll:

„Art. 2. Die im tz. 3. der Rekrutirungsgesetzefür die
Fürstenthümer Lübek und Birkenfeld und die im Z. 2.
des Rekrutirungsgesctzes für das Herzogthum Olden¬
burg enthaltenen Bestimmungen über die Präscnzzcit
werden aufgehoben und wird dieselbe für den Umfang
des Großherzogthums dahin festgesetzt:

Die Mannschaft ist, die Zeit der periodisch anzuord¬
nenden größeren Truppenübungen ausgenommen, in
gewöhnlichen Zeiten in der Regel nur die ersten an¬
derthalb Jahre, die Ersatzmannschaft nur die ersten sechs
Monate, bei der Fahne, während der übrigen Dienst¬
zeit aber beurlaubt.

Diese Festsetzung gilt jedoch nur für die Präscnz-
zeit der streitbaren Infanterie-Mannschaft."

von ihren Sitzen sich zu erheben.
(Die Mehrheit erhebt sich.)

Er ist angenommen mit 29 gegen 15 Stimmen.
Zuletzt kommt dann zur Abstimmung der zweite Antrag

des Abg. Dannenberg,  welcher dahin geht:
„1) Daß er durch vorstehenden Beschluß über die anderl-

haljahrige Dienstzeit in keiner Weise sich für das etwa
an ihn gelangende Rekrutirungsgesetz prajudiziren
wolle.

2) Daß er das Vertrauen hege: die Staatsregierung werbe
5-l
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auch innerhalb der gedachten anderthalb Jahre die
Dienstzeit khunlichst abkürzen . "

Abg . v . Thünen : Dienstzeit?

Abg . DaiMenberg : Präsenz  zeit soll cS heißen , ohne
Zweifel.

Vizepräs . Wibel : Hier sieht Dienstzeit , ich darf es aber
wohl verwandeln in Präsenzzeit . Die Herren , die mit die¬
sem Anträge übcreinstimmen , ersuche ich, sich von ihren Sitzen
zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Er ist mit 25 Stimmen angenommen.
Danach wäre noch über daö ganze Gesetz abzustimmrn.

Es bedarf wohl der Vorlesung nicht?
(Eine Stimme : Zweite Lesung . )

Wir werden das Gesetz allerdings noch zur zweiten Le¬
sung bringen müssen , und die Abstimmung über das ganze
Gesetz würde bis dahin vorzubchalten sein . Wir hätten da¬
mit diesen Gegenstand erledigt und schreiten zum folgenden
Gegenstände , zum Berichte des KrongutsausschuffeS , betr.
eine Bitte der Häuslinge im Kirchspiele Westrum , daß ihnen
kleine Parzellen von den zum Vorwerke Rickelhausen gehöri¬
gen Ländereien heuerlich überlassen werden , und ich ersuche
den Herrn Berichterstatter , den Bericht vorzutragen.

(Präs . Kitz übemimmt das Präsidium .)

Abg . Klavemann (verliest ) :
„In einer mit 7 Unterschriften versehenen Eingabe an den

allgemeinen Landtag , welche dem Krongutsausschuffe zum Be¬
richt zugewiesen worden ist, wird vorgestellt:

Bei den im Kirchspiele Westrum , im Amte Jever bele¬
senen , den Bittstellern eigcnthümlich gehörigen Häus-
lingshäusern , fehle es ihnen an genügendem Garttngrund,
um die nöthigen Garlenfrüchle zu bauen , sowie an dem
erforderlichen Lande , um ein Schaaf oder eine Kuh zu
halten . Heuerlich sei von den dortigen Grundeigenthümern
sowie von dem zeitigen Nutznießer der Pfarrländcreien zu
mäßigen Prei en kein Land zu bekommen , da diese es vor¬
zögen , ihr Land selbst zu bebauen . Die Häuslinge in jener
Gegend haben nun wohl für sich selbst als Tagelöhner ihren
regelmäßigen Verdienst , die Frauen aber würden in Arbeit
dort nicht verlangt , seien übrigens auch an das Haus gebun¬
den . Es könne aber eine Arbeiterfamilie in jener Gegend
nicht wohl ihr Auskommen finden , wenn nicht zugleich die
Arbeitskraft der Frau durch Gartenbau , Wartung einer Kuh
u . s. w . sich nutzbar machen könne . Vom Vorwerk Rickel¬
hausen ( Staatsgüt , zur Ausscheidung als Krongut mit be¬
zeichnet ), welches als zwei behausete Stellen , die eine mit 66,
die andere mit 92 Matten Landes , verpachtet würde , könne
nun oh ::e Schaden recht wohl eine Fläche von -10 bis 12
Malten abgesondert in Parzellen an die Häuslinge zur Nutzung
übertragen werden , ohne Schaden für den Ertrag aus dem
Ganzen , und wäre übrigens zu wünschen , daß solches mit der
ausdrücklichen Bestimmung geschehe , daß im Falle der Ver¬
heurung eines Häuslingshauses dieses Land nicht von dem

Verheurer , sondern von dem Bewohner des Hauses zu nützen
sei. Es wird die Bitte gestellt:

Vcrehrlicher allgemeiner Landtag des Großherzogthums
Oldenburg wolle beschließen , eventuell bei der Groß¬
herzoglichen Regierung beantragen , daß den Suppli¬
kanten jedem 2 Matten Landes von den Domainlän¬
dereien Rickelhausen gegen den jedesmaligen Heuerpreis,
den der Pächter des Landguts zahlt , oder einen jähr¬
lichen Canon , ähnlich der Grundheuer , zugewiesen
werde.

Vorausgesetzt , daß im Interesse der Häuslinge dieser
ihrer Bitte gemäß zu verfahren sein werde , und erhebliche
Bedenken dem nicht entgegenstehen , vielmehr inner der Fälle
hier vorüegt , wo die Beibehaltung des Althergebrachten in der
Verwaltung der Domamen einer wünschenswerthen Berück¬
sichtigung der Interessen , wie sie die Anwohner an einer
Aenderung des bisher befolgten Systems haben könnten , vor¬
gezogen worden ist , vorausgesetzt alio , daß in Aussicht zu
nehmen sei , daß eine solche Aenderung im Sinne der Bitt¬
steller hier bald eintreten würde , — so glaubt der Ausschuß
doch , daß darum ein Grund , diese Domaine , oder einen Thei!
derselben , als Krongut nicht mit auszuschciden , noch nicht
vorhanden sei. Auch das Krongut wird ja von der Staats¬
finanzbehörde unter Verantwortlichkeit des Staatsministcnums
verwaltet , und auch bei anderen mit zur Ausscheidung kom¬
menden Domainen muß , gleich wie hier , vertraut werden , daß
die Staatsfinanzbehörde , beziehungsweise das Staatsministe¬
rium , in Betreff der Verwaltung des Staats - oder Kron-
guts einen wesentlichen Unterschied nicht werde annehmeu,
vielmehr zur Befriedigung solcher Interessen , wie hier in Frage
stehen , das Krongut nicht »weniger geeignet werde anschen
wollen , als das Slaatsgm im engeren Sinne . Bei der Ver¬
handlung über die Ausscheidung des Friederikengrodens ( siehe
S . 209 . des stenographischen Berichts ) hat sich Namens der
Staatsregicrung der Herr Ministerialrath Krell  in diesem
Sinne auch bereits ausgesprochen und auch in einem Schrei¬
ben des Großberzoglichen Staatßministeriums vom 9 . d . M -,
über dessen weiteren Inhalt der Ausschuß in diesen Tagen
berichten wird , findet sich der Satz : daß die Verwaltung des
Kronguts eben so wohl Sorge tragen werde , durch zweck¬
mäßige Art und Einrichtung der Verwaltung wirklich vorhan¬
denen Bedürfnissen -der Eingesessenen möglichst entgegen zu
kommen , wie beim Staatsgut im engeren -Sinne solches der
Fall sei. Demnach würde eS bei der Ausscheidung desiBor-
werks Größ - und Klein -Rickelhausen , wie sie geschehen , nach
Ansicht des Ausschusses sein Bewenden behalten können . -

Was im .-klebrigen den Antrag der Bittsteller selbst an¬
langt , so ist der - Ausschuß der Ansicht , daß dieselben sich .mit
ihrer Bitte nicht zunächst .an den allgemeinen Landtag , viel¬
mehr an die zuständige Behörde zu wenden gehabt hatten,
und stellt in dieser Beziehung den Antrag:

der Landtag beschließe:
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„daß die eingegcbene Vorstellung zu etwaiger Berück¬

sichtigung an die hohe Staatsregierung abzugcben sei. "
Klävemann . Lindemann . Luken . ( Buhiing  ab¬

wesend Schmedes  verhindert .) "

Ich kann noch bemerken , daß die Herren Bulling und

Schmedes,  welche der Berathung im Ausschüsse nicht bei-

gewohnt haben , nachträglich sich mit dem Inhalte dieses Be¬
richts einverstanden erklärt haben.

Präsident : Ich stelle diesen Bericht zur Diskussion.

Der Abg . Wibel  har zunächst das Wort.
Abg . Wibel : Wir sind durch den Bericht deS Aus¬

schusses darauf hingcwiesen , zu verrrauen , daß die Petenten

ihren Zweck auch erreichen würden , wenn die in Rede ste¬

hende Domäne Krongut würde . Es ist namentlich in dieser

Beziehung hingewiesen aus die Verhandlungen hier im Land¬
tage in Beziehung des Friederikengrodens . 8Penn ich recht
unterrichtet bin , so ist neuerdings die Erklärung der Staats¬

regierung über unsere damaligen Beschlüsse an den Kronguls-
auslchuß eingegangen ; sie ist der Versammlung noch nicht

mitgelheilt . Ich möchte das Ersuchen an den Herrn Bericht¬
erstatter stellen , uns Auskunft zu geben , in wieweit die Zivil¬

liste in dieser Erklärung auf die Bedingungen eingegangen
ist , die bei Ausscheidung des Friederikengrodens gestellt wur¬

den ; ohne dieses ist mir die Sache nicht verständlich.
Berichterst . Klävemann : Ein Theil des Friederiken¬

grodens war in kleinen Parzellen an kleine Leute verpachtet
worden zu einem Pachlprcise , der freilich noch etwas höher

ist , als der bisherige , wo der Friederikengroden in größern

Stücken zur Verpachtung gekommen war . Dr' e Staatsrcgic-

rung beantragte , man möge diesen Theil , wie er jetzt in Par¬

zellen an kleine Leute verpachtet sei , nicht mit ausscheiden.
Von Seiten des Landtags wurde beschlossen , daß diese Par-

zellirung der Ausscheidung wohl nicht cntgegenstehen könne,
und die Regierung ersucht , sich darüber zu erklären , ob sie

nicht der Ansicht beipflichten wolle , daß die Ausscheidung die¬
ses Theils doch auch mit geschehe . Ihr Einverständniß hat

die Regierung später zu erkennen gegeben ; ich habe den Satz mit

vorgclesen beim Vortrag des Berichts , welcher sich im Ab¬

klatsch nicht mit befindet . — Ich weiß nicht , ob der Herr
Vorredner es überhört hat , daß —

Abg . Wibel : Nein , ich habe nichts überhört.
Abg . Klävemann : Sonst würde ich den Satz noch¬

mals haben verlesen können . Es ist aber nach jener Bemer¬

kung des Herrn Wibel  jetzt nicht nöthig . Dann sehe ich
aber auch nicht ein , wie es nöthig sein kann , das Vertrauen

noch weiter zu rechtfertigen.

Abg . Wibel : Ich weiß nicht , in wiefern diese Antwort
Sie bei dem heutigen Gegenstände bestimmen wird , dem Aus-

schußantrage beizustimmen oder nicht , aber ich kann die Ver¬

anlassung nicht Vorbeigehen lassen , ohne die Erklärung abzu¬

geben , daß diese Antwort des Berichterstatters mich durchaus
nicht befriedigen kann . - Wir hören , daß hie Staatsregierung
ihre Zustimmung gegeben hat zu .Ausscheidung auch des Theils

der Ländereien , die bisher für ein nvthwendiges Bcdürfniß

der Bewohner des Landes erkannt waren , erkannt sind von

dem Ausschüsse wch vom Landtage . Eiewist ist aber , da^
man die Ausscheidung des Hronguls so beschränken sollte,

daß eben nur die Ländereien ausgeschiedcn werden dürsten,
welche das Land entbehren kann , und welche den Bewohnern

des Landes nicht unumgänglich nöthig sind . Davon würbe

nur hier eine Ausnahme gemacht in der Voraussetzung , däst
die Erklärung , die von Seiten des Herrn Ministmalrath Krell

hier gegeben wurde , auch ratisizirt werde . Nun ist , so

viel ich verstanden hahe , nicht gesagt , daß die Bestätigung

dicftr Verheißung gegeben ist , und in sofern sehe ich wenig
Sicherung . Wie gesagt , wir werden auf diesen Fall ^ wieder

zurückkommen bei dem zweiten Bericht , den der Ausschuss

über die Ausscheidung deS Kronguls erstatten wird , und bas
ist mein Grunv , weshalb ich dies nicht habe mit Stillschwei¬

gen übergehen wollen , damit mir künftig nicht entgegenge-
halien werden kann , wir hätten auch hier die Wünsche des

Volks enthört , die es in Beziehung aus die Ausscheidung
des Kronguts ausgesprochen hat , aber ich gebe zu , daß die

Petenten nicht mehr gewollt haben , als eine Bevorwortung
ihrer Petition bei der Staatsregierung und ich will daher

dem Anträge , zur einfachen Tagesordnung überzugehen , nicht
widersprechen.

Präsident : Da sich Niemand weiter zum Wort gemel¬

det hat , so schließe ich die Berathung über diesen Gegenstand,
und wir gehen , insofern nicht noch der Berichterstatter das
letzte Wort haben will , zur Abstimmung über.

(Der Berichterst . Klävemann  verzichtet aufs Wort .)
Der Antrag des Ausschusses geht dahin:

//Der Landtag beschließe , daß die eingegcbene Vorstel¬
lung zu etwaiger Berücksichtigung an die hohe Staats¬
regierung abzugebcn jei ."

Die Herren , die diesem Anträge des Ausschusses bei¬

stimmen wollen , bilte ich, aufzustehen . — Der Antrag ist an¬
genommen.

Wir kommen zum 3 . Gegenstände der Tagesordnung , zum

Bericht § es Finanzausschusses über die Feldetats . Ich ersuche
den Berichterstatter , den Bericht vorzutragen.

Berichterst . Niebour I. ( verliest ) :

„Zu den Feldetats , wie sie dem vorigen allgemeinen Land¬

tage Vorlagen und zu den darin ausgeworfenen Zulagen und

Mobilmachungskosten , hat derselbe seine abweichenden Ansich¬
ten ( Seite 117 bis 419 der stenographischen Berichte ) aus¬

gesprochen und namentlich nachfolgende Veränderungen und
Ermäßigungen beschlossen:

1) Die Feldzulagc , bisher
für den General monatlich
„ ,, Stabsossizier des Stabes

„ " „ der Infanterie
» die Hauptleute des Stabes .
„ „ „ der Infanterie
„ „ Lieutnants ' .

ist für alle Offiziere ohne Unterschied des Ranges auf monat¬
lich 10 Thlr . sestzu stellen.

166 Thlr . 48 Gr.
36
20
18
15
10

34
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2 ) Die Feldzulage der Unteroffiziere und Soldaten ist
Von monatlich 36 Grote wieder auf den früheren Satz gleich
der Hälfte der Löhnung zu erhöhen.

3 ) Die Feld - Ausrüstungsgelder , welche bisher betrugen:
für den General . . . . 500 Thlr.
für die Stabsoffiziere 128 Thlr . 24 bis 181 Thlr . 68 Gr.
» „ Hauptlcute 73 „ 24 » 98 „ 24 „
" „ Lieuinants . 32 „ 18 „ 43 » 24 „

find auf 30 bis 60 Thlr . festzustellen.
4 ) Die Feldausrüstungsgelder für Unteroffiziere und Sol¬

daten sind von dem Betrage einer halben Monatslöhnung
auf eine volle  Monatslöhnung zu erhöhen.

Der Ausschuß ist einstimmig der Ansicht , daß auf die
vorstehenden Beschlüsse zurück zu kommen sei.

Obgleich der Herr Regierungs - Kommissar in einer Kon¬
ferenz die Zusicherung ertheilt hat , die Staatsregierung werde
demnächst bei Aufstellung neuer Feld -Verpflegungs -Etats diese
Beschlüsse thunlichst berücksichtigen , hatte aber , da eine Rege¬
lung der deutschen Wehrverhältnisse durch die Bundesgewalt
zu erwarten stehe , den gegenwärtigen Zeitpunkt hiezu nicht
geeignet , — so beantragt der Ausschuß dennoch:

In Erwägung , daß eine Aenderung der Feldetats drin¬
gend nöthig ist , und daß dieselben nothwendig im Frieden
und bei Zeiten geregelt werden müssen , wenn nicht bei uner¬
wartet cintrelender Mobilmachung im Drange der Umstände
die alten Ansätze zum Schaden des Landes und zum Vor¬
theile einiger Weniger wiederum zu einstweiliger Geltung kom¬
men sollen , —

der Landtag beschließt , die Staats - Regierung zu er¬
suchen:

,/die beim diesjährigen Voranschläge mitgetheilten Feld¬
etats durch die Gehalts - und Verpflegungs -Ansätze zu
vervollständigen und darüber dem gegenwärtigen Land¬
tage eine Gesetzvorlage machen zu wollen ."

Bargmann , Böckel , Böcking , Crone , JvenS,
Niebour I. , Zedelius ."

Präsident : Ich stelle diesen Bericht zur Diskussion . —
Da Niemand sich darüber zum Worte meldet , so schließe ich
die Berathung , und wir schreiten zur Abstimmung.

Der Antrag des Ausschusses lautet:

Der Landtag beschließt , die Staats - Regierung zu er¬
suchen:

„die beim diesjährigen Voranschläge mitgetheilten Feld¬
etats durch die Gehalts - und Verpflegungs -Ansätze zu
vervollständigen und darüber dem gegenwärtigen Land¬
tage eine Gesetzvorlage machen zu wollen . "

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich, aufzustehen.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen.
Damit ist die heutige Tagesordnung erschöpft . Es ist

während der Sitzung mir von Seiten der hohen Staats -Re¬
gierung folgendes Schreiben zugegangcn:

„Unter dem 19 . Dezbr . v . I . ist dem Cantor Böckel

auf sein Ansuchen Urlaub zum Eintritt in den Landtag er¬
theilt , jedoch vorbehältlich der Zurücknahme , falls es Schwie¬
rigkeiten finden sollte , für den Cantor Böckel einen genü¬
genden Stellvertreter herbei zu schaffen.

Es ist seitdem vergebens versucht worden , das Schulamt
des Cantor Böckel mit einem geeigneten Hülfslehrcr zu be¬
setzen , und sowohl das Rectorat der Jcverschen Provinzial¬
schule , als die Konsistorial - Deputation und das Konsistorium
haben erklärt , sie seien nicht im Stande , anderweite Vorschläge
in Betreff der Vertretung des Cantors Böckel zu machen.

Von Seiten des Rectorats ist dagegen wiederholt darauf
aufmerksam gemacht , daß bei der bisher durch die College»
des Cantors Böckel beschafften Stellvertretung ein Ausfall
von 10 resp . 12 Unterrichtsstunden und eine nachtheilige
Kombination der beiden unteren Klassen nicht habe vermieden
werden können , und daß die Tertia durch die bisherige öftere
Abwesenheit ihres Klassenlehrers in Fleiß und Fortschritten
merklich gelitten habe und noch leide.

Das Rectorat hat sich daher zu der dringenden Bitte
verpflichtet gehalten , der Cantor Böcket möge aufgefordcrt
werden , zu seinem Schulamte zurückzukehren.

Die Konsisiorial -Deputation und das Konsistorium haben
sich im Interesse der Schule dieser Bitte angeschlosscn.

Es hat daher das Staatsministerium , um jene Anstalt
vor empfindlichen Nachtheilen zu bewahren und bas Gedeihen
derselben zu sichern , unterm 13 . d . das Konsistorium ange¬
wiesen , nunmehr dir unter Vorbehalt der Zurücknahme ge¬
schehene Beurlaubung des Cantors Böckel unverzüglich zu-
rückzuzichen und demselben die Rückkehr zu seinem Amte auf¬
zugeben.

Nach einem Berichte des Konsistoriums vom gestrigen
Tage hat inbcß der Caiuor Böckel erklärt , daß er glaube,
sein Mandat als Abgeordneter nicht nicderlegen zu dürfen.

Indem das Staatsministerium dem allgemeinen Landtag
diese Mittheilung zu machen sich beehrt , hat eS nach Art . 137.
des StaalSgrundgesetzeS den Antrag zu stellen:

„Derselbe wolle sich damit einverstanden erklären , daß
der ferneren Urlaubsertheilung an den Cantor Böckel
erhebliche Rücksichten des Dienstes entgegen stehen.

Oldenburg,  den 20 . Februar 1851.
Staatsministerium.

v . Butlel.
v . Grün . "

Ich glaube , daß für die Vorberathung dieser Angelegen¬
heit ein Ausschuß zu bestellen sei , der etwa aus 5 Personen
zu bestehen haben würde , und wenn dem nicht widersprochen
wird , wird danach verfahren werden . Der Ausschuß wird
in nächster Sitzung gewählt werden können . Es ist mir eben
eingereicht worden folgende Anzeige vom Abg . Hohle:

„An den Herrn Präsidenten deS allgemeinen Landtags!
Dringende Geschäfte verschiedener Art erfordern meine

Anwesenheit zu Hause . Ich sehe mich deshalb genöthigt,
mit dem 21 . Februar mein Mandat als Abgeordneter
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niederzulegen und bitte den Herrn Präsidenten , solches
dem allgemeinen Landtage mitzutheilen.

Hochachtungsvoll und ehrerbietigst
Hohle .'

Oldenburg den 20 . Febr . 1851 . "
Ich darf wohl den Herrn Regierungs -Kommissar ersuchen,

wegen der Neuwahl das Weitere zu veranlassen.
Ministerialr . Runde : Zch werde es besorgen.
Präsident : Was nun die nächste Sitzung betrifft, so

kann ich nach eingezogener Erkundigung den Bericht des
Finanzausschusses auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung
stellen , jedoch wird diese Sitzung nicht vor dem nächsten
Dienstage stattsinden können , weil sonst mit voller Sicherheit
der zu erwartende Bericht nicht 2 Wal 21 Stunden vorher
vcrtheilt werden kann . Es würde also dann dieser Gegen¬
stand den ersten Theil der Tagesordnung bilden , dann würde

die Wahl des Ausschusses für die Vorlage der Staatsregie¬
rung , betreffend die Wahl derMitglieder VeS Staatsgenchts-
hvfes , den zweiten , und die Wahl des Ausschusses wegen des
vorher vorgelesenen Schreibens der Staatsregierung , den
Urlaub des Abg . Böcke ! betreffend , den -dritten Theil der
Tagesordnung bilden.

Abg . Drost : Ich bitte ums Wort . Es dürfte wohl an
die Stelle des ausgetretenen Abg . Hohle ein anderes Mit¬
glied in die Redaktions -Kommission zu wählen und die Wahl
in der nächsten Sitzung vorzunehmen sein.

Präsident : Auch diese Wahl würde in nächster Sitzung
vorzunehmen sein und den vierten Theil der Tagesordnung
bilden . Danach ist Sitzung nächsten Dienstag Morgens 10
Uhr . Die Tagesordnung ist die verkündete . Die heutige
Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung V? 2 Uhr ) .

Namens der Redactions - Commission:

Drost.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.

/
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